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Diskussionen über das koloniale Erbe und 
seine Bedeutung für das gesellschaftliche 
Selbstverständnis sind in der allgemeinen 
Öffentlichkeit angekommen und auch in 
der Rechtswissenschaft. Diese Forschung 
hat immenses Potential – zur Erschütte-
rung unserer Annahmen über Rechts- und 
Verfassungsgeschichte, die bislang weitge-
hend eurozentrisch gedacht werden, wie 
auch zur Erweiterung unseres Verständ-
nisses der  Grundlagen und Begrifflichkei-
ten des Rechts. 

Das betrifft zum Beispiel die europä -
ische Integration. Der Beginn der europä -
ischen Einigung und der Zerfall der Kolo-
nialreiche fallen in dieselben Jahre. Ein 
sachlicher Zusammenhang wurde in der 
rechtswissenschaftlichen Forschung bis-
lang kaum erwogen. Es gibt völkerrechtli-
che Forschung zur Dekolonialisierung und 
sehr viel Forschung zur Rolle des Rechts 
im europäischen Einigungsprozess. Aber 
die Verbindungen sind kaum untersucht – 
weder mit Blick auf Freizügigkeit und Mi -
gration noch mit Blick auf Handelsrecht 
und Entwicklungszusammenarbeit. 

Der postkoloniale Blick verspricht neue 
Aufschlüsse auch zu den  nationalen Ver-
fassungssystemen in Europa. Denn Euro-
pa umfasst selbst Peripherien und Zent-
ren, ehemalige Kolonialmächte wie Kolo-
nien, man denke nur an Irland oder die 
Doppelrolle Portugals als ehemalige Kolo-
nialmacht und europäische Peripherie. Zu-
letzt ist diese Heterogenität von Erfahrun-
gen mit Blick auf Osteuropa und vor allem 
die Ukraine  in ein allgemeineres Bewusst-
sein gerückt. Vermehrt greifen auch Auto-
ren insbesondere aus Osteuropa oder auch 
dem europäischen Süden auf postkolonia-
le Theorien zurück. Untersucht wird hier 
etwa, wie durch europäisches Unions-
recht, so im Wettbewerbs- oder Freizügig-
keitsrecht, Strukturen verstärkt werden, 
die an koloniale Dominanzen erinnern. 

 Ein Beispiel für mögliches neues Licht 
auf Grundbegriffe ist das Demokratieprin-
zip. Während Vielsprachigkeit und kultu-
relle Heterogenität in Europa häufig als 
Hindernisse demokratischer Ordnung ge-
sehen werden, praktizieren Länder des 
Globalen Südens wie  Indien seit Jahrzehn-
ten eine nicht perfekte, aber eben doch 
funktionierende Demokratie unter Bedin-
gungen großer sprachlicher, religiöser, 
ökonomischer Verschiedenheit.  Reinhart 
Koselleck weiterdenkend, kann  man eine 
neue Sattelzeit ins Auge fassen, in der 
europäisch entstandene Grundbegriffe 
global reflektiert und mit den Erfahrun-
gen des Südens angereichert werden, so-
dass sich ein neues politisch-konstitutio-
nelles Vokabular am Horizont abzeichnet.  

Es bahnt sich  eine wirklich globalisier-
te, nicht nur europäisierte oder westlich 
internationalisierte Forschung zum Recht 
an. Denn es geht in der Tat nicht nur um 
Inhalte, sondern auch um Verfahren und 
Stimmen – diese kritische Beobachtung 
von Cengiz Barskanmaz zu dem  Sammel-
band „(Post)Koloniale Rechtswissen-
schaft“ (F.A.Z. vom 15. März) ist richtig 
und wichtig. Wer forscht  wie wo, welche  
Forschung wird beachtet? Die deutsche 
Rechtswissenschaft hinkt in der sachli-
chen und in der personellen Dimension 
hinterher. Erst langsam wird koloniales 
Erbe erforscht; erst langsam wächst die 
Zahl von Forschern, die womöglich auch 
aufgrund eines eigenen Migrationshinter-
grunds wichtige Perspektiven auf Kolo-
nialität einbringen. Zu lange pflegten 
rechtswissenschaftliche Fakultäten in 
Deutschland  Auslandskontakte fast aus-
schließlich mit dem globalen Norden. 

Immerhin wird eine der wichtigsten 
Zeitschriften zum Verfassungsrecht des 
Globalen Südens, in der überwiegend Au-
toren aus dem Süden schreiben, seit mehr 
als fünfzig Jahren in Deutschland heraus-
gegeben („World Comparative Law“). Den 
Rechtswissenschaften in anderen europä -
ischen Ländern ist die deutsche Rechts-
wissenschaft  in der Reflexion des Kolonia-
len durchaus voraus. In Großbritannien 
wird die koloniale Vergangenheit von eini-
gen zwar inzwischen auch mit Blick auf 
ihre Konsequenzen in den Universitäten 
kritisch verhandelt, aber nicht in der Brei-
te der Rechtswissenschaft. In Frankreich 
oder Spanien gibt es wenig Vergleichbares. 
Dies ist bemerkenswert auch angesichts 
der Migrationsgeschichte Deutschlands, 
das anders als  Großbritannien oder Frank-
reich vergleichsweise wenig Migration aus 
ehemaligen Kolonien kennt.

So ist die Forschung zum Kolonialismus 
und seinen Folgen von großer Ungleich-
zeitigkeit zwischen Disziplinen und Orten 
geprägt. Im Vergleich zu Anthropologie 
und Globalgeschichte liegt die Rechtswis-
senschaft in Deutschland  zurück. Auch 
weltregional ist die Beschäftigung sehr un-
gleich. In Indien und Lateinamerika sind  
postkoloniale beziehungsweise dekolonia-
le Theorien schon seit Jahrzehnten etab-
liert. Diese Ungleichzeitigkeiten muss 
man zur Kenntnis nehmen, wobei ihre 
Gründe nur scheinbar offensichtlich sind. 

Mit der Europäisierung der deutschen 
Rechtswissenschaft seit dem letzten Jahr-
zehnt des zwanzigsten Jahrhunderts ist 
eine bemerkenswerte Öffnung erfolgt. Die 
Beschäftigung mit der kolonialen Vergan-
genheit und ihren Nachwirkungen in  an-
haltenden Asymmetrien der Wissenspro-
duktion und Begriffsbildung ist ein Schlüs-
sel für die fortschreitende Globalisierung 
der Rechtswissenschaft. PHILIPP DANN

Eine neue

Sattelzeit
Potentiale postkolonialer

Rechtsgeschichte

Fung Asseng (geboren 1792, Todesdatum 
unbekannt) und Fung Ahok (1798 bis 
1877) waren die ersten Chinesen, die sich 
nachweislich im Gebiet der heutigen 
Bundesrepublik Deutschland aufhielten. 
Jiang Xueqi, der an der Freien Universi-
tät Berlin promoviert worden ist, schrei-
tet in einem Aufsatz die  Lebens- und Lei-
denswege der beiden Pioniere der chine-
sischen Einwanderung ab („Die zwei 
chinesischen Goethe-Besucher und die 
ausgestellten Chinesen im Deutschland 
des frühen 19. Jahrhunderts“, in: Monu-
menta Serica. Journal of Oriental Stu-
dies, Bd. 73, 2023, Heft 1). Historische 
Zufälle führten dazu, dass „zwei ver-
gleichsweise unbedeutende Figuren“ aus 
der Provinz Guangdong mit den großen 
Geistern Deutschlands in Berührung ka-
men. Sie wurden von Naturforschern wie 
Blumenbach befragt, von Künstlern wie 
Schadow gezeichnet, von Goethe emp-
fangen und von Heine verewigt.

Fung Asseng aus Xiangshan war Sohn 
eines Astrologen. Er verließ China 1816 
und arbeitete fast vier Jahre auf der Insel 
St. Helena in der Dienerschaft Napo-
leons. Der später abgereiste Namensvet-
ter Fung Ahok, Sohn eines Seidenhänd-
lers aus dem Welthafen Huangpu, traf 
ihn im „Ostindienhaus“ in London. Dort 
schlossen sie einen Vertrag mit dem 
Waffelbäcker  Heinrich Lasthausen, der 
Exotenschauen veranstaltete und sie En-
de 1821 nach Deutschland mitnahm. 
Das Duo brachte auf seiner Städtetour 
Gesang, Musik, Tanz, Fechten, Kalligra-
phie und Opferzeremonien zur Auffüh-
rung.  In Weimar waren die „über Eng-
land hier angekommenen merkwürdi-
gen Menschen“ laut einer Werbeanzeige 
im „Hagenbruchischen Haus“ zu sehen. 
Goethe sah sie im eigenen  Haus. Am 17. 
Oktober 1822 notierte er lakonisch im 
Tagebuch sein Besucher- und Arbeits-
programm: „Um zwölf Uhr die jungen 

Hoheiten, um ein Uhr die Chinesen. 
Mittag zu dreyen. Nach Tische Sinica 
durchgesehen.“ 

Später schrieb Goethe eine in der Re-
klame  Lasthausens zitierte, im Vergleich 
zu Blumenbach oder Lorenz Oken reser-
vierte Empfehlung für Asseng und 
Ahok: „Der Erste besonders hatte meh-
rere Original Chinesische Blätter, 
mitho logischen, legendenhaften, auch 
einfachen natürlichen Inhalts, nach den 
beigedruckten Zeichen, mit Lebhaftig-
keit, obgleich nur mit gebrochen Euro-
päischen Worten und deutenden Zei-
chen erklärt.“   Dass die beiden Fremden  
als Laiendarsteller chinesischer Kultur 
dienten, wurde schon damals als unwür-
dig empfunden. Daher setzte sich der 
Orientalist Wilhelm Gesenius beim Kul-
tusminister Preußens für eine „Fixirung“ 
der beiden Chinesen in Halle ein. König 
Friedrich Wilhelm III. kaufte sie beim 
Schausteller Lasthausen frei. In der 

Gründerzeit der Sinologie wurde das 
Duo den beiden Doktoren Wilhelm 
Schott und Friedrich Ferdinand Helmke 
zu einer auf drei Jahre angesetzten 
Sprachpartnerschaft zugeteilt. Doch die 
nach chinesischen Maßstäben kaum ge-
bildeten Matrosen, die  klassische chine-
sische Schriften mit Gebärdenspiel zu 
erklären versuchten, weil in Halle Nach-
schlagewerke fehlten, waren wissen-
schaftlich komplett überfordert.

Auch Heinrich Heines „Harzreise“ er-
wähnt die Chinesen, „die in Halle zu Pri-
vatdozenten der chinesischen Ästhetik 
abgerichtet werden“. Einen akademi-
schen Skandal gab es, als Schott bei sei-
ner Konfuzius-Übersetzung eine wegen 
ausgelaufener Tinte unkenntliche Text-
stelle „aus dem Gedächtnisse suppliren“ 
ließ. Asseng war mutmaßlich der Erfin-
der der kryptischen Sentenz: „Zang 
Wenzhong pflanzte das Gebirgsgemüse 
Kui auf dem Acker und die Wasserpflan-

ze Zao in seinem Haus. Er darf doch als 
ein Edler bezeichnet werden.“ Der 
streitlustige Sinologe Heinrich Julius 
Klaproth witterte in einem Pamphlet so-
gar „eine litterarische Betrügerei“. Die 
Episode lässt Jiang auch an der Seriosi-
tät der Schriftexegese im Haus Goethes 
zweifeln. Am Ende wurde der Fokus des 
Chinesisch-Projekts in Halle von der 
Sprachforschung auf Religionsunterricht 
und die Seelenrettung der beiden Heiden 
verlegt. Ihre Biographien  weisen weitere 
Superlative auf: Durch die Taufe 1825 
waren sie die wohl „ersten Chinesen lu-
therischer Konfession“, und 1826 vollzo-
gen sie die ersten deutsch-chinesischen 
Ehen. Die Konvertiten dienten von Ende 
1825 an als königliche Lakaien in Pots-
dam, wo sie bei Hoffesten in Landes-
tracht zu repräsentieren hatten. Ahok 
blieb bis zu seinem Lebensende, Asseng 
reiste 1836 nach China zurück und lebte 
weiter als Matrose. STEFFEN GNAM 

Die beste Feder ist ein Tand, rinnt die Tinte durch die Hand
Chinesisch-deutsches Tagwerk und Dreijahresprojekt: Nach dem Besuch bei Goethe wurden zwei Besucher aus Asien Privatdozenten in Halle

D
urch die aktuelle Diskus-
sion um Flucht und Migra-
tion spukt ein historischer 
Mythos, der deshalb nicht 
leicht als solcher zu erken-

nen ist, weil er als Zeitzeugenerinnerung 
auftritt. Er handelt vom sogenannten 
Asylkompromiss, den CDU/CSU und 
SPD im Dezember 1992 schlossen und 
auf dessen Grundlage der Bundestag ein 
halbes Jahr später das Grundrecht auf 
Asyl massiv einschränkte. Vor einigen Ta-
gen hat ihn sein damaliger „Architekt“ 
Wolfgang Schäuble in einem Interview 
mit der „Zeit“ prominent als Modell ins 
Gespräch gebracht. Er zeige, wie eine 
pragmatische und handlungsfähige 
Flüchtlingspolitik aussehen könne, die 
auf drastisch steigende Geflüchtetenzah-
len zu reagieren wisse, und wie man über 
politische Differenzen hinweg mit den 
„Kollegen“ aus anderen Parteien gemein-
sam etwas „zustande bekommen“ könne. 

In seinem Tagesthemen-Interview 
zum Tag der Deutschen Einheit gab  sich 
danach auch Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier als einer der Macher 
des „Asylkompromisses“ zu erkennen. 
Er fühlt sich ebenfalls „an vieles erin-
nert“, was die Grundgesetzänderung 
notwendig gemacht habe. Auch damals 
habe es „Überlastungssignale“ gegeben, 
„die von Bürgermeistern und Oberbür-
germeistern kamen, die dann dazu ge-
führt haben, dass die Politik handelt – 
und die Erwartung haben die Menschen 
in der gegenwärtigen Situation auch“. 

In der gegenwärtigen Debatte findet 
diese Erzählung viel Widerhall. Bundesfi-
nanzminister Christian Lindner hat in ih -
rem Sinne ebenso zu einem neuen „Asyl-
kompromiss“ aufgefordert wie CDU-
Chef Friedrich Merz. Der CSU-Vorsitzen -
de Markus Söder sagte am Abend der 
Landtagswahlen in Bayern und Hessen: 
„Wir müssen ähnlich wie in den Neunzi-
gerjahren einen großen deutschen Kom-
promiss finden, um das Thema Migration 
und Flüchtlingsfrage sinnvoll zu lösen.“ 
Als historisches Beispiel für eine „realisti-
sche“, entscheidungsstarke und partei-
übergreifende Flüchtlingspolitik etabliert 
sich der „Asylkompromiss“ von 1992  ge-
rade als alternative Geschichtsreferenz 
zum Verweis auf den humanistischen Op-
timismus des Flüchtlingssommers 2015. 

Doch diese Erzählung ist kaum mehr 
als ein in der Rückschau geschöntes 
Trugbild, das mit der tatsächlichen Ge-
schichte des „Asylkompromisses“ wenig 
zu tun hat. Wer diese verstehen will, 
muss zurück in die Regierungszeit von 
Bundeskanzler Helmut Kohl schauen, 
als vor dem Hintergrund deutlich stei-
gender Geflüchtetenzahlen eine alles 
andere als pragmatische Diskussion um 
das bundesdeutsche Asylrecht an Fahrt 
gewann. Die Unionsparteien legten sich 
in ihr rasch darauf fest, dass den  Unter-
bringungs- und Versorgungsproblemen 
nur mit einer Grundgesetzänderung zu 
begegnen sei. Hierfür waren sie aber auf 
die Opposition angewiesen, die sich dem 
verweigerte. Die Sozialdemokraten und 
insbesondere die Grünen erhoben den 
konsequenten Erhalt des Grundrechts 
auf Asyl vielmehr in Abgrenzung zu den 
Unionsforderungen zur menschen-
rechtspolitischen Nagelprobe der 
(west-)deutschen Demokratie.

Aus dieser Konfrontation am Ende 
der Achtzigerjahre führte gerade kein 
Weg allgemeiner Besinnung zur Grund-
gesetzänderung 1993. Im Gegenteil kul-
minierte die Eskalation des Konfliktes 
in einer der „schärfsten, polemischsten 
und folgenreichsten innenpolitischen 
Auseinandersetzungen der deutschen 
Nachkriegsgeschichte“ (Ulrich Herbert). 
Diese setzte im Herbst 1991 mit zwei 
voneinander unabhängigen Entwicklun-
gen ein. Am 12. September 1991 forder-
te CDU-Generalsekretär Volker Rühe 
die Kommunalpolitiker der Partei mit 
vorbereiteten Argumentationshilfen, 
Presseerklärungen und Musteranträgen 
für Stadtparlamente dazu auf, „die Asyl-
politik zum Thema zu machen“. Um die 
Sozialdemokraten zum Einlenken zu be-
wegen, wollten man sie dort unter Druck 
setzen, wo sich „am ehesten Unmut und 
mangelnde Akzeptanz des praktizierten 
Asylrechts“ artikuliere: in den „Städten 
und Gemeinden“. Wenn die SPD sich 
gegen die Verfassungsänderung sperrte, 
so Rühe, müsse ab sofort jeder Geflüch-
tete als „SPD-Asylant“ gelten. Keine 
Woche später begannen in der sächsi-

rechtseinschränkung dränge. Sozialde-
mokraten und Grüne hingegen klagten 
die Asylkampagne der Union als „politi-
sche Brandstiftung“ an, die „Ausländer“ 
zur Zielscheibe eines herbeigeredeten 
„Volkszorns“ mache und damit Gewalt 
erzeuge, der man nicht nachgeben dürfe.

Die rassistische Gewalt und der politi-
sche Streit um das Asylrecht trieben sich 
damit in der Folge gegenseitig an, bis 
kein Ausweg mehr offen schien  als  ge-
meinsames Agieren: Nicht „Überlas-
tungssignale“ von Bürgermeistern, son-
dern das Pogrom von Rostock-Lichtenha-
gen bewog die SPD-Führung im August 
1992  dazu, ihren prinzipiellen Wider-
stand gegen eine Verfassungsänderung 
aufzugeben. Und  den „Asylkompromiss“ 
vereinbarten die Unterhändler von CDU/
CSU und SPD Ende des Jahres schließ-
lich unter dem unmittelbaren Eindruck 
eines Brandanschlages auf die KZ-Ge-
denkstätte Sachsenhausen sowie vor al-
lem der drei Tote fordernden Mordan-
schläge auf von Türken bewohnte Häuser 
im schleswig-holsteinischen Mölln. Der 
„Asylkompromiss“ war weniger ein Er-
gebnis  pragmatischer, entscheidungsstar-
ker Politik als der Versuch, eine völlig aus 
dem Ruder gelaufene Situation politisch 
wieder einzuhegen und zu zivilisieren. 

S
chon der Name war kaum mehr 
als politisches Marketing, tra-
fen sich Union und SPD  doch 
kei neswegs in der Mitte ihrer 
konträren Positionen. Die 

Kompromissvokabel erlaubte es den Be-
teiligten, öffentlich jene Handlungsfähig-
keit zu suggerieren, die ihnen tatsächlich 
entglitten war, und zugleich die verbliebe-
ne Kritik an der Beschränkung des Asyl-
grundrechts als starrhalsig, ideologisch 
und letztlich undemokratisch auszuwei-
sen. Die aktuelle Rede vom „Asylkom-
promiss“ setzt dies ungebrochen fort. 
Merz verband sein  Angebot zur flücht-
lingspolitischen „Zusammenarbeit“ mit 
den markigen Worten, Olaf Scholz solle 
die Grünen „rauswerfen“, wenn er mit ih-
nen in der „Flüchtlingskrise“ eine Lösung 
„nicht hinbekomme“. Noch immer dient 
der Wohlklang des Wortes „Asylkompro-
miss“ dazu, Härte und Abschottung zur 
einzigen Lösung für die mit steigenden 
Geflüchtetenzahlen entste hen den He-
rausforderungen zu erklären und Pers-
pektiven einer humaneren Flüchtlings-
politik aus der Debatte zu drängen.

Von alledem war im Interview mit dem 
Bundespräsidenten keine Rede. Dabei 
hätte gerade der Tag der Deutschen Ein-
heit Anlass zum Gespräch über die mit 
dem „Asylkompromiss“ verbundene Ge-
walt gegeben, fand sie ihren Höhepunkt 
im Herbst 1991 doch eben am 3. Oktober. 
Nicht nur bot der Feiertag erstmals Gele-
genheit zur kollektiven Verständigung 
über die laufende Gewaltwelle, sodass 
seine Feierlichkeiten von teilnehmerstar-
ken Demonstrationen gegen „Gewalt 
und Ausländerfeindlichkeit“ in zahlrei-
chen Städten sowie eindringlichen Ap-
pellen von Politikern zur „Solidarität mit 
den ausländischen Mitbürgern“ bestimmt 
wurde. Vor allem kam es am ersten Na-
tionalfeiertag des wiedervereinten 
Deutschland zu so vielen rechten An-
schlägen und Angriffen wie an keinem 
anderen Tag in der bisherigen Geschichte 
der Bundesrepublik. Das größte  Entset-
zen löste ein Brandanschlag im nieder-
rheinischen Hünxe aus. Drei junge Skin-
heads hatten dort das örtliche Flücht-
lingsheim mit Brandsätzen beworfen. 
Einer explodierte im Kinderzimmer einer 
libanesischen Flüchtlingsfamilie und ver-
letzte zwei junge Mädchen  schwer.

Dass diese Gewalt weder Bundesprä-
sident Steinmeier  noch der Interviewerin 
Caren Miosga  in ihrem Fernsehgespräch 
zum Tag der Deutschen Einheit einfiel, 
zeigt, wie geschichtsvergessen die aktu-
elle Rede vom „Asylkompromiss“ ist. Es 
wirft auch ein schlechtes Licht auf die 
Einheitsfeier. Der Bundespräsident 
selbst kennzeichnete den Tag ja als einen 
„Tag des Erinnerns“, an dem es die Men-
schen zu würdigen gelte, welche „die 
Mauer zu Fall gebracht haben“. Dies ist 
ohne Frage richtig. Doch zu erinnern 
wäre an diesem Tag endlich ebenso an 
die rechte Gewalt, die sich mit ihm ver-
bindet: an das Leid, das diese Gewalt 
schuf, und an die Ängste, Verunsiche-
rungen und Narben, die sie langfristig 
bei vielen derjenigen Menschen hinter-
ließ, denen sie galt. JANOSCH STEUWER 

schen Industriestadt Hoyerswerda hefti-
ge rassistische Angriffe, bei denen mehr 
als 100 Skinheads mehrere Tage in Folge 
zwei Wohnheime von Geflüchteten und 
Arbeitsmigranten mit Steinen und 
Brandsätzen attackierten. Mit Unter-
stützung applaudierender Anwohner er-
zwangen sie die Evakuierung der ange-
griffenen Menschen aus der Stadt. 

Rassistische Gewalt hatte es in beiden 
Teilen Deutschlands auch zuvor gegeben. 
In der ersten Jahreshälfte 1991 verzeich-
neten die Sicherheitsbehörden pro Mo-
nat zwischen 30 und 50 „fremdenfeindli-
che Gewalttaten“. Doch das erfolgreiche 
Pogrom von Hoyerswerda wurde im 
Herbst 1991 zum Fanal, das diese Gewalt 
auf ein völlig ungekanntes Niveau hob. 
Nun wurden im September 225, im Okto-
ber gar 489 „fremdenfeindliche Gewalt-
taten“ registriert. Darunter waren alleine 
im Oktober mehr als 150 Brandanschlä-
ge, also durchschnittlich fünf pro Tag.

Die Gewalt im Herbst 1991 bildete 
den Auftakt einer dramatischen Kon-
junktur rechter Gewalttaten am Beginn 

der Neunzigerjahre, von der heute kaum 
mehr als die Städtenamen Hoyerswerda, 
Rostock, Mölln und Solingen im kollek-
tiven Gedächtnis hängen geblieben ist. 
Tatsächlich kam es aber zwischen 
Herbst 1991 und Sommer 1993 zu mehr 
als 4000 schweren „fremdenfeindlichen 
Gewalttaten“, die aufs Engste mit der 
Entstehung und Verabschiedung des 
„Asylkompromisses“ verflochten waren.

Einerseits wurde die politische Kam-
pagne gegen ein unbeschränktes Asyl-
recht, die sich auch zahlreiche Medien 
zu eigen machten und mit reißerischen 
Schlagzeilen befeuerten, zu einem wich-
tigen Treiber der Gewalt. Natürlich hatte 
die Gewalt verschiedene Ursachen und 
die kommunalpolitische Asylkampagne 
der Union sie nicht zum Ziel. Aber in-
dem die Kampagne lokale Konflikte um 
Geflüchtetenwohnstätten zuspitzte und 
politisierte, wirkte sie im Kontext von 
Hoyerswerda als Brandbeschleuniger. 

Noch 1992 gab das Bundesinnenmi-
nisterium bei Helmut Willems von der 
Universität Trier eine kriminologische 

Studie in Auftrag, deren Ergebnisse 
unter anderem in dem Band „Fremden-
feindliche Gewalt. Einstellungen, Täter, 
Konflikteskalation“ (Opladen 1993) 
publiziert wurden. Nach Auswertung 
von rund 1400 polizeilichen Ermitt-
lungsakten zu rassistischen Gewalttaten 
aus der Zeit Januar 1991 bis April 1992 
kamen Willems und seine Kollegen zu 
dem Ergebnis, dass rassistischen Brand-
anschlägen in Ost und West stets „lokale 
Spannungen im Umfeld von Aussiedler- 
und Asylbewerberunterkünften“ voraus-
gingen, die gleichermaßen aus „Proble-
men und Schwierigkeiten der Kommu-
nen bezüglich der Unterbringung von 
Asylbewerbern“ entstanden wie durch 
das bewusste Schüren von „Ängsten und 
Vorurteilen in der Bevölkerung“. 

Andererseits wurde die Gewalt umge-
kehrt zum beherrschenden Faktor in der 
politischen Debatte um das Asylrecht. 
Unionspolitiker verurteilten sie durchaus 
deutlich, interpretierten Anschläge und 
Angriffe aber auch als Zeichen gesell-
schaftlichen Protests, der zur Grund-

Die Legende 
vom Asylkompromiss

Blitz und Donner sind vorüber? In Hoyerswerda steht seit 2014 Martina Rohrmoser Muellers Mahnmal. Foto Picture Alliance

Es sei doch schon einmal gelungen, eine pragmatische Einigung zu 
finden: Diese von politischen Akteuren des Jahres 1992 verbreitete 
Geschichte verhüllt die Gewalt, die Treiber des Geschehens war.


